
 

SCHLESWIG-HOLSTEINISCHER LANDTAG Drucksache 18/4238    
18. Wahlperiode 16-06-02 

Bericht und Beschlussempfehlung 
 
des Innen- und Rechtsausschusses 
 

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Kommunalwirtschaft  

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 18/3152 

 

Der Landtag hat den Gesetzentwurf, Drucksache 18/3152, durch Plenarbeschluss 
am 16. September 2015 federführend an den Innen- und Rechtsausschuss und mit-
beratend an den Wirtschaftsausschuss überwiesen.  

Der Innen- und Rechtsausschuss hat zu der Vorlage schriftliche Stellungnahmen 
eingeholt, in seiner Sitzung am 13. April 2016 eine mündliche Anhörung durchgeführt 
und sich am 1. Juni 2016 abschließend mit dem Gesetzentwurf befasst.  

Der mitberatende Wirtschaftsausschuss hat sich in mehreren Sitzungen, abschlie-
ßend am 1. Juni 2016, mit der Vorlage befasst und sich dem Votum des federführen-
den Innen- und Rechtsausschusses angeschlossen. 

Der federführende Innen- und Rechtsausschuss empfiehlt dem Landtag mit den 
Stimmen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW gegen die Stimmen von 
CDU, FDP und PIRATEN, den Gesetzentwurf, Drucksache 18/3152, in der Fassung 
der rechten Spalte der nachfolgenden Gegenüberstellung anzunehmen. Änderungen 
gegenüber der Vorlage sind durch Fettdruck kenntlich gemacht.  

 

 

 

gez. Barbara Ostmeier 
Vorsitzende 
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Gesetz zur Stärkung der Kommunalwirtschaft 
 
 
 
 
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
 
 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung:  Ausschussvorschlag: 

Artikel 1 
Änderung der Gemeinde-

ordnung 

 Artikel 1 
Änderung der Gemeinde-

ordnung 

Die Gemeindeordnung für Schleswig-
Holstein in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-
H. S. 57), zuletzt geändert durch        
(GVOBl. Schl.-H.        ), wird wie folgt geän-
dert: 

 Die Gemeindeordnung für Schleswig-
Holstein in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-
H. S. 57), zuletzt geändert durch        
(GVOBl. Schl.-H.        ), wird wie folgt geän-
dert: 

1. Im Inhaltsverzeichnis wird im Sechsten 
Teil die Angabe „101-109“ durch die An-
gabe „101-109 a“ ersetzt. 

 1.  unverändert 

2. In § 1 wird nach dem Absatz 1 folgender 
neuer Absatz 1a eingefügt: 

 2.  unverändert 

„(1a) Gehören einer Gemeinde Anteile an 
einer Gesellschaft (§ 102), soll sie darauf 
hinwirken, dass die Gesellschaft Maß-
nahmen ergreift, die der Verwirklichung 
des Grundrechtes der Gleichberechtigung 
von Frauen und Männern dienen. Die 
Maßnahmen sollen darauf ausgerichtet 
sein, Arbeitsbedingungen zu schaffen, die 
für beide Geschlechter die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf ermöglichen, 
Nachteile zu kompensieren, die vor allem 
Frauen als Folge der geschlechtsspezifi-
schen Arbeitsteilung erfahren, Entgelt-
gleichheit zwischen beiden Geschlech-
tern zu erreichen und eine paritätische 
Gremienbesetzung zu erzielen; über die-
se Maßnahmen und deren Wirksamkeit 
ist der zuständigen Kommunalaufsichts-
behörde alle vier Jahre unter Einbindung 
der zuständigen Gleichstellungsbeauf-
tragten zu berichten.“ 

  

3. § 28 Satz 1 wird wie folgt geändert:  3.  unverändert 

a) Nummer 13 wird wie folgt geändert:   

aa) Das Komma wird durch ein Semi-
kolon ersetzt. 
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bb) Folgender Halbsatz wird angefügt:   

„die Gemeindevertretung kann die 
Entscheidung im Rahmen der Be-
tätigung eines Eigenbetriebes 
durch Hauptsatzung auf den zu-
ständigen Ausschuss übertragen,“ 

  

b) Nummer 17 erhält folgende Fassung:   

„17.die Errichtung, die Übernahme, 
die wesentliche Erweiterung, die 
wesentliche Änderung der Sat-
zung oder die Auflösung von wirt-
schaftlichen Unternehmen (§ 101 
Absatz 1) oder Einrichtungen (§ 
101 Absatz 4),“ 

  

c) Nummer 18 erhält folgende Fassung:   

„18. 

a) die unmittelbare oder mittelbare 
Gründung von Gesellschaften (§ 
102), Genossenschaften oder an-
deren privatrechtlichen Vereini-
gungen (§ 105) oder die Beteili-
gung an diesen oder an deren 
Gründung, 

  

b) die Erhöhung solcher Beteiligungen 
oder ein Rechtsgeschäft nach § 
103 sowie 

  

c) wesentliche Änderungen des Ge-
sellschaftsvertrages oder der Sat-
zung von Gesellschaften, Genos-
senschaften oder anderen privat-
rechtlichen Vereinigungen, insbe-
sondere des Gesellschaftszwecks; 

  

die Gemeindevertretung kann die 
Entscheidung auf den Hauptaus-
schuss übertragen, wenn die Beteili-
gung der Gemeinde einen in der 
Hauptsatzung bestimmten Betrag o-
der Vomhundertsatz der Beteiligung 
nicht übersteigt,“ 

  

d)  In Nummer 19 wird das Wort „Eigen-
betrieben“ durch die Worte „wirt-
schaftlichen Unternehmen ohne eige-
ne Rechtspersönlichkeit“ ersetzt. 

  

e)  In Nummer 20 werden die Worte „Ei-
gengesellschaften und anderen pri-
vatrechtlichen Vereinigungen“ durch 
die Worte „Gesellschaften (§ 102), 
Genossenschaften oder anderen pri-
vatrechtlichen Vereinigungen (§ 105)“ 
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ersetzt. 

4. In § 95 o Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 wer-
den die Worte „Unternehmen und“ gestri-
chen.  

 4.  unverändert 

5. § 97 Absatz 1 wird wie folgt geändert:  5. § 97 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird vor dem Wort „Rechts-
persönlichkeit“ das Wort „eigene“ ein-
gefügt. 

 a)  unverändert 

b) In Satz 4 wird die Angabe „§ 102 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 5 Halbsatz 2“ 
durch die Angabe „§ 102 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 7 Halbsatz 2“ ersetzt. 

 b) In Satz 4 wird die Angabe „§ 102 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 5 Halbsatz 2“ 
durch die Angabe „§ 102 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 8 Halbsatz 2“ er-
setzt.“ 

6. § 101 wird wie folgt geändert:  6.  unverändert 

a) Absatz 1 Nummer 2 erhält folgende 
Fassung: 

  

„2. die wirtschaftliche Betätigung nach 
Art und Umfang in einem ange-
messenen Verhältnis zu der Leis-
tungsfähigkeit der Gemeinde und 
des Unternehmens steht und“ 

  

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:   

aa) In Satz 1 werden die Worte „au-
ßerhalb Schleswig-Holsteins“ 
durch die Worte „im Ausland“ er-
setzt. 

  

bb) Satz 2 erhält folgende Fassung:   

„Ihre Aufnahme bedarf der vorhe-
rigen Genehmigung durch die 
Kommunalaufsichtsbehörde.“ 

  

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert:   

aa) In Satz 1 Nummer 1 wird das Wort 
„Unternehmen“ durch das Wort 
„Einrichtungen“ ersetzt. 

  

bb) In Satz 2 werden die Worte „Un-
ternehmen und“ gestrichen. 

  

cc) In Satz 3 werden die Worte „Un-
ternehmen und“ gestrichen. 

  

7. Nach § 101 wird folgender § 101 a einge-
fügt: 

 7.  unverändert 
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„§ 101 a  
Energiewirtschaftliche  

Betätigung 

  

(1) Die wirtschaftliche Betätigung zur Er-
zeugung oder zur Gewinnung, zum Ver-
trieb oder zur Verteilung von Energie zur 
Strom-, Gas-, Wärme- oder Kälteversor-
gung (energiewirtschaftliche Betätigung) 
dient grundsätzlich einem öffentlichen 
Zweck und ist zulässig, soweit die Vo-
raussetzungen des § 101 Absatz 1 
Nummer 2 erfüllt sind. § 101 Absatz 2 
und 3 gelten entsprechend; zuständig für 
die Genehmigung nach § 101 Absatz 3 
Satz 2 ist die oberste Kommunalauf-
sichtsbehörde. 

  

(2) Eine Betätigung ausschließlich zur Er-
zeugung oder Gewinnung von Energie im 
Bereich erneuerbarer Energien (§ 5 
Nummer 14 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes) ist unabhängig von einer Ver-
sorgung nach Absatz 1 zulässig, wenn 
dessen Voraussetzungen erfüllt sind. Be-
tätigungen nach Satz 1 sollen außerhalb 
des Gemeindegebietes auf angrenzende 
Gemeinden beschränkt sein und sind nur 
im Einvernehmen mit der betroffenen 
Gemeinde zulässig.“ 

  

8. § 102 erhält folgende Fassung:  8. § 102 erhält folgende Fassung: 

„§ 102  
Gründung von und Beteiligung 

an Gesellschaften 

 
„§ 102  

Gründung von und Beteiligung 
an Gesellschaften 

(1) Die Gemeinde darf unmittelbar oder 
mittelbar Gesellschaften gründen, sich an 
der Gründung von Gesellschaften beteili-
gen oder sich an bestehenden Gesell-
schaften beteiligen, wenn ein wichtiges 
Interesse der Gemeinde an der Gründung 
oder der Beteiligung vorliegt und die 
kommunale Aufgabe dauerhaft mindes-
tens ebenso gut und wirtschaftlich wie in 
Organisationsformen des öffentlichen 
Rechts erfüllt wird. Vor der Gründung o-
der der Beteiligung hat die Bürgermeiste-
rin oder der Bürgermeister die Vor- und 
Nachteile im Verhältnis zu den Organisa-
tionsformen des öffentlichen Rechts so-
wie im Hinblick auf die Voraussetzungen 
des Absatzes 2 umfassend abzuwägen, 
dies der Gemeindevertretung oder bei ei-
ner Übertragung der Entscheidung auf 
den Hauptausschuss nach § 28 Satz 1 

 (1)  unverändert 
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Nummer 18 dem Hauptausschuss in ei-
nem Bericht darzulegen und dabei insbe-
sondere die Angemessenheit und die so-
ziale Ausgewogenheit von Gebühren- 
und Beitragsgestaltungen sowie die per-
sonalwirtschaftlichen, mitbestimmungs-
rechtlichen und gleichstellungsrechtlichen 
Änderungen darzustellen. Ferner müssen 
die Voraussetzungen des § 101 oder des 
§ 101 a erfüllt sein. 

(2) Durch den Gesellschaftsvertrag oder 
durch die Satzung ist, soweit andere ge-
setzliche Vorschriften nicht entgegenste-
hen, sicherzustellen,  

 (2) Durch den Gesellschaftsvertrag oder 
durch die Satzung ist, soweit andere ge-
setzliche Vorschriften nicht entgegenste-
hen, sicherzustellen, 

1. dass die Gesellschaft auf den öffentli-
chen Zweck ausgerichtet wird,  

 1. dass die Gesellschaft den öffentli-
chen Zweck erfüllt, 

2. dass die Haftung und die Einzah-
lungsverpflichtung der Gemeinde auf 
einen ihrer Leistungsfähigkeit ange-
messenen Betrag begrenzt wird, 

 2.  unverändert 

3. dass die Gemeinde einen angemes-
senen Einfluss, insbesondere im Auf-
sichtsrat oder in einem entsprechen-
den Überwachungsorgan, erhält; ihr 
ist insbesondere das Recht einzu-
räumen, Mitglieder in das Überwa-
chungsorgan zu entsenden, und den 
entsandten sowie den auf ihre Veran-
lassung hin gewählten Mitgliedern 
Weisungen (§ 25 Absatz 1) zu ertei-
len, 

 3. dass die Gemeinde einen angemes-
senen Einfluss, insbesondere im Auf-
sichtsrat oder in einem entsprechen-
den Überwachungsorgan, erhält; ihr 
ist insbesondere das Recht einzu-
räumen, Mitglieder in das Überwa-
chungsorgan zu entsenden, und den 
entsandten sowie den auf ihre Veran-
lassung hin gewählten Mitgliedern 
Weisungen (§ 25 Absatz 1) zu ertei-
len, zumindest bezüglich der Steue-
rung der Unternehmen zur Errei-
chung strategischer Ziele, 

  4. dass der gesetzlichen Vertreterin 
oder dem gesetzlichen Vertreter 
der Gemeinde zumindest das Recht 
eingeräumt wird, an der Gesell-
schafterversammlung teilzuneh-
men, 

4. dass Entscheidungen über Angele-
genheiten nach § 28 Satz 1 Nummer 
18 der Beschlussfassung durch die 
Gesellschafterversammlung oder der 
Zustimmung des Aufsichtsrats vorbe-
halten sind, 

 5.  unverändert 

5. dass der Jahresabschluss und der 
Lagebericht, soweit nicht weiterge-
hende gesetzliche Vorschriften gelten, 
in entsprechender Anwendung der 
Vorschriften des Dritten Buchs des 
Handelsgesetzbuchs für große Kapi-
talgesellschaften aufgestellt und ge-

 6.  unverändert 
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prüft werden; § 11 des Kommunalprü-
fungsgesetzes ist zu beachten, 

6. dass für jedes Wirtschaftsjahr ein 
Wirtschaftsplan in sinngemäßer An-
wendung der Vorschriften der Eigen-
betriebsverordnung aufgestellt, der 
Wirtschaftsführung eine fünfjährige 
Finanzplanung zugrunde gelegt und 
die Pläne der Gemeinde vorab zur 
Kenntnis gegeben werden, 

 7.  unverändert 

7. dass, soweit nicht weitergehende ge-
setzliche Vorschriften gelten, die für 
die Tätigkeit im Geschäftsjahr ge-
währten Gesamtbezüge im Sinne des 
§ 285 Nummer 9 des Handelsgesetz-
buches der Mitglieder der Geschäfts-
führung, des Aufsichtsrates, des Bei-
rates oder einer ähnlichen Einrichtung 
auf der Internetseite des Finanzminis-
teriums sowie im Anhang zum Jah-
resabschluss jeweils für jede Perso-
nengruppe sowie zusätzlich unter 
Namensnennung die Bezüge jedes 
einzelnen Mitglieds dieser Personen-
gruppen unter Aufgliederung nach 
Komponenten im Sinne des § 285 
Nummer 9 Buchstabe a des Handels-
gesetzbuches veröffentlicht werden; 
die individualisierte Ausweisungs-
pflicht gilt auch für: 

 8. dass, soweit nicht weitergehende ge-
setzliche Vorschriften gelten, die für 
die Tätigkeit im Geschäftsjahr ge-
währten Gesamtbezüge im Sinne des 
§ 285 Nummer 9 des Handelsgesetz-
buches der Mitglieder der Geschäfts-
führung, des Aufsichtsrates, des Bei-
rates oder einer ähnlichen Einrichtung 
auf der Internetseite des Finanzminis-
teriums sowie im Anhang zum Jah-
resabschluss jeweils für jede Perso-
nengruppe sowie zusätzlich unter 
Namensnennung die Bezüge jedes 
einzelnen Mitglieds dieser Personen-
gruppen unter Aufgliederung nach 
Komponenten im Sinne des § 285 
Nummer 9 Buchstabe a des Handels-
gesetzbuches veröffentlicht werden; 
die individualisierte Ausweisungs-
pflicht gilt auch für: 

a) Leistungen, die den genannten 
Mitgliedern für den Fall einer vor-
zeitigen Beendigung ihrer Tätig-
keit zugesagt worden sind und de-
ren Voraussetzungen, 

 a) Leistungen, die den genannten 
Mitgliedern für den Fall einer vor-
zeitigen Beendigung ihrer Tätig-
keit zugesagt worden sind und de-
ren Voraussetzungen, 

b) Leistungen, die den genannten 
Mitgliedern für den Fall der regulä-
ren Beendigung ihrer Tätigkeit zu-
gesagt worden sind, mit ihrem 
Barwert sowie den von der Ge-
sellschaft während des Geschäfts-
jahres hierfür aufgewandten oder 
zurückgestellten Betrag unter An-
gabe der vertraglich festgelegten 
Altersgrenze, 

 b) Leistungen, die den genannten 
Mitgliedern für den Fall der regulä-
ren Beendigung ihrer Tätigkeit zu-
gesagt worden sind, mit ihrem 
Barwert sowie den von der Ge-
sellschaft während des Geschäfts-
jahres hierfür aufgewandten oder 
zurückgestellten Betrag unter An-
gabe der vertraglich festgelegten 
Altersgrenze, 

c) während des Geschäftsjahres 
vereinbarte Änderungen dieser 
Zusagen und 

 c) während des Geschäftsjahres 
vereinbarte Änderungen dieser 
Zusagen und 

d) Leistungen, die einem früheren 
Mitglied, das seine Tätigkeit im 
Laufe des Geschäftsjahres been-
det hat, in diesem Zusammen-
hang zugesagt und im Laufe des 

 d) Leistungen, die einem früheren 
Mitglied, das seine Tätigkeit im 
Laufe des Geschäftsjahres been-
det hat, in diesem Zusammen-
hang zugesagt und im Laufe des 
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Geschäftsjahres gewährt worden 
sind; 

Geschäftsjahres gewährt worden 
sind; 

eine Sicherstellung für die individuali-
sierte Ausweisung von Bezügen und 
Leistungszusagen ist im Falle der Be-
teiligung an einer bestehenden Ge-
sellschaft auch dann gegeben, wenn 
in Gesellschaftsvertrag oder Satzung 
die erstmalige individualisierte Aus-
weisung spätestens für das zweite 
Geschäftsjahr nach Erwerb der Betei-
ligung festgelegt ist. 

 eine Sicherstellung für die individuali-
sierte Ausweisung von Bezügen und 
Leistungszusagen ist im Falle der Be-
teiligung an einer bestehenden Ge-
sellschaft auch dann gegeben, wenn 
in Gesellschaftsvertrag oder Satzung 
die erstmalige individualisierte Aus-
weisung spätestens für das zweite 
Geschäftsjahr nach Erwerb der Betei-
ligung festgelegt ist. 

Die Kommunalaufsichtsbehörde kann 
Ausnahmen von Satz 1 zulassen, insbe-
sondere in den Fällen, in denen trotz 
Hinwirkens der gemeindlichen Vertreter 
eine Änderung des Gesellschaftsvertra-
ges oder der Satzung nicht zustande 
kommt. Eine Ausnahme von Satz 1 
Nummer 7 kann nur zugelassen werden, 
wenn eine Ausnahme von Satz 1 Num-
mer 5 zugelassen wird. 

 Die Kommunalaufsichtsbehörde kann 
Ausnahmen von Satz 1 zulassen, insbe-
sondere in den Fällen, in denen trotz 
Hinwirkens der gemeindlichen Vertreter 
eine Änderung des Gesellschaftsvertra-
ges oder der Satzung nicht zustande 
kommt. Eine Ausnahme von Satz 1 
Nummer 8 kann nur zugelassen werden, 
wenn eine Ausnahme von Satz 1 Num-
mer 6 zugelassen wird. 

(3) Absatz 2 Satz 1 Nummer 7 gilt für die 
erstmalige unmittelbare oder mittel-bare 
Beteiligung an einer Gesellschaft ein-
schließlich der Gründung einer Ge-
sellschaft, wenn der Gemeinde alleine 
oder zusammen mit anderen Gemein-
den, Kreisen, Ämtern oder Zweckverbän-
den oder zusammen mit einer Beteili-
gung des Landes mehr als 50 % der An-
teile gehören. Bei am … [einsetzen Tag 
des Inkrafttretens des Vergütungsoffenle-
gungsgesetzes]  bestehenden Gesell-
schaften, an denen die Gemeinde alleine 
oder zusammen mit anderen Gemeinden, 
Kreisen, Ämtern oder Zweckverbänden 
unmittelbar oder mittelbar oder zusam-
men mit dem Land mit mehr als 50 % be-
teiligt ist, trifft die Gemeinde eine Hinwir-
kungspflicht zur Anpassung an die Vor-
gaben des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 7. 
Die Hinwirkungspflicht nach Satz 2 be-
zieht sich sowohl auf die Anpassung von 
Gesellschaftsvertrag oder Satzung als 
auch auf die mit Absatz 2 Satz 1 Nummer 
7 verfolgte Zielsetzung der individualisier-
ten Ausweisung der dort genannten Be-
züge und Leistungszusagen. 

 (3) Absatz 2 Satz 1 Nummer 8 gilt für die 
erstmalige unmittelbare oder mittelbare 
Beteiligung an einer Gesellschaft ein-
schließlich der Gründung einer Ge-
sellschaft, wenn der Gemeinde alleine 
oder zusammen mit anderen Gemein-
den, Kreisen, Ämtern oder Zweckverbän-
den oder zusammen mit einer Beteili-
gung des Landes mehr als 50 % der An-
teile gehören. Bei am … [einsetzen Tag 
des Inkrafttretens des Vergütungsoffenle-
gungsgesetzes]  bestehenden Gesell-
schaften, an denen die Gemeinde alleine 
oder zusammen mit anderen Gemeinden, 
Kreisen, Ämtern oder Zweckverbänden 
unmittelbar oder mittelbar oder zusam-
men mit dem Land mit mehr als 50 % be-
teiligt ist, trifft die Gemeinde eine Hinwir-
kungspflicht zur Anpassung an die Vor-
gaben des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 8. 
Die Hinwirkungspflicht nach Satz 2 be-
zieht sich sowohl auf die Anpassung von 
Gesellschaftsvertrag oder Satzung als 
auch auf die mit Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 8 verfolgte Zielsetzung der individua-
lisierten Ausweisung der dort genannten 
Bezüge und Leistungszusagen. 

  (4) Die Gemeinde darf unbeschadet 
des Absatzes 1 Unternehmen und Ein-
richtungen in der Rechtsform einer Ak-
tiengesellschaft nur gründen, über-
nehmen, wesentlich erweitern oder 
sich daran beteiligen, wenn der öffent-
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liche Zweck nicht ebenso gut in einer 
anderen Rechtsform erfüllt wird oder 
erfüllt werden kann. 

(4) Im Übrigen sind im Falle der Grün-
dung von oder der Beteiligung an einer 
Gesellschaft, die vor dem … [einsetzen 
Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes] 
erfolgte, der Gesellschaftsvertrag oder 
die Satzung bis spätestens zum 31. De-
zember 2020 nach Maßgabe des Absat-
zes 2 Satz 1 anzupassen. Absatz 2 Satz 
2 gilt entsprechend.“ 

 (5)  unverändert 

9. § 103 Absatz 2 wird gestrichen. Der bis-
herige Absatz 1 wird zu § 103. 

 9.  unverändert 

10. § 104 erhält folgende Fassung:  10. § 104 erhält folgende Fassung: 

§ 104 
Vertretung der Gemeinde in 

Gesellschaften 

 § 104 
Vertretung der Gemeinde in 

Gesellschaften 

(1) Die Vertreterinnen und Vertreter der 
Gemeinde in Gesellschaften, an denen 
die Gemeinde unmittelbar oder mittelbar 
beteiligt ist, werden von der Gemeinde 
bestellt. Soweit andere gesetzliche Vor-
schriften nicht entgegenstehen, gelten im 
Falle einer mittelbaren Beteiligung hin-
sichtlich der zur Zustimmung vorbehalte-
nen Angelegenheiten (§ 102 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 4) als Vertreterinnen und 
Vertreter der Gemeinde im Sinne des 
§ 25 auch Geschäftsführerinnen und Ge-
schäftsführer sowie Mitglieder von sonsti-
gen Organen und ähnlichen Gremien der 
Gesellschaft, die von der Gemeinde ent-
sandt oder auf ihre Veranlassung hin in 
das Organ oder Gremium bestellt oder 
gewählt worden sind. Die Vertreterinnen 
und Vertreter haben der Gemeinde auf 
Verlangen Auskunft zu erteilen und sie 
über Entscheidungen zur Steuerung der 
Unternehmen zur Erreichung strategi-
scher Ziele möglichst frühzeitig zu unter-
richten, insbesondere über Kreditauf-
nahmen, die nicht im Wirtschaftsplan der 
Gesellschaft enthalten sind. 

 (1) Die Vertreterinnen und Vertreter der 
Gemeinde in Gesellschaften, an denen 
die Gemeinde unmittelbar oder mittelbar 
beteiligt ist, werden von der Gemeinde 
bestellt. Soweit andere gesetzliche Vor-
schriften nicht entgegenstehen, gelten im 
Falle einer mittelbaren Beteiligung hin-
sichtlich der zur Zustimmung vorbehalte-
nen Angelegenheiten (§ 102 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 5) als Vertreterinnen und 
Vertreter der Gemeinde im Sinne des 
§ 25 auch Geschäftsführerinnen und Ge-
schäftsführer sowie Mitglieder von sonsti-
gen Organen und ähnlichen Gremien der 
Gesellschaft, die von der Gemeinde ent-
sandt oder auf ihre Veranlassung hin in 
das Organ oder Gremium bestellt oder 
gewählt worden sind. Die Vertreterinnen 
und Vertreter haben der Gemeinde auf 
Verlangen Auskunft zu erteilen und sie 
über Entscheidungen zur Steuerung der 
Unternehmen zur Erreichung strategi-
scher Ziele möglichst frühzeitig zu unter-
richten, insbesondere über Kreditauf-
nahmen, die nicht im Wirtschaftsplan der 
Gesellschaft enthalten sind. 

(2) Die Gemeinde kann das Weisungs-
recht (§ 25 Absatz 1) gegenüber Mitglie-
dern des Aufsichtsrats allgemein durch 
die Hauptsatzung oder im Einzelfall durch 
Beschluss auf Entscheidungen im Sinne 
des Absatzes 1 Satz 3 beschränken.“ 

 (2) unverändert 

11. § 105 erhält folgende Fassung:  11. § 105 erhält folgende Fassung: 
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„§ 105 
Beteiligungen an Genossen-

schaften und an anderen  
privatrechtlichen Vereinigungen 

 „§ 105 
Beteiligungen an Genossen-

schaften und an anderen  
privatrechtlichen Vereinigungen 

§ 102 mit Ausnahme des Absatzes 2 Satz 
1 Nummer 3 2. Halbsatz, Nummer 5 und 
6 sowie die §§ 103 und 104 gelten für Be-
teiligungen an Genossenschaften und an 
anderen Vereinigungen in einer Rechts-
form des privaten Rechts entsprechend. 
Für deren wirtschaftliche Betätigung gel-
ten ferner § 102 Absatz 2 Satz 1 Nummer 
3 2. Halbsatz, Nummer 5 und 6 sowie die 
§§ 107 bis 109 entsprechend.“ 

 § 102 mit Ausnahme des Absatzes 2 Satz 
1 Nummer 3 2. Halbsatz, Nummer 6 und 
7 sowie die §§ 103 und 104 gelten für Be-
teiligungen an Genossenschaften und an 
anderen Vereinigungen in einer Rechts-
form des privaten Rechts entsprechend. 
Für deren wirtschaftliche Betätigung gel-
ten ferner § 102 Absatz 2 Satz 1 Nummer 
3 2. Halbsatz, Nummer 6 und 7 sowie die 
§§ 107 bis 109 entsprechend.“ 

12. § 106 erhält folgende Fassung:  12.  unverändert 

„§ 106 
Eigenbetriebe 

  

Wirtschaftliche Unternehmen der Ge-
meinde ohne eigene Rechtspersönlichkeit 
sollen als Eigenbetrieb geführt werden, 
wenn deren Art und Umfang einer selb-
ständigen Wirtschaftsführung bedürfen. 
Die Organisation und die Wirtschaftsfüh-
rung der Eigenbetriebe werden durch die 
Eigenbetriebsverordnung und durch die 
Betriebssatzung geregelt.“ 

  

13. § 106 a wird wie folgt geändert:  13. § 106 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt geän-
dert: 

 a)  unverändert 

aa) Der Punkt wird durch ein Semiko-
lon ersetzt. 

  

bb) Folgender Halbsatz wird angefügt:   

„der Vorstand des Kommunalun-
ternehmens kann in ein Beamten-
verhältnis auf Zeit für die Dauer 
von fünf Jahren berufen werden.“ 

  

b) Absatz 1 Satz 4 erhält folgende Fas-
sung: 

 b)  unverändert 

„Die Voraussetzungen des § 101 oder 
des § 101 a gelten entsprechend.“ 

  

c) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 
1 a eingefügt: 

 c)  unverändert 

„(1 a) Ein Unternehmen in der Rechts-
form einer Kapitalgesellschaft, an 
dem ausschließlich die Gemeinde be-
teiligt ist, kann durch Formwechsel in 
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ein Kommunalunternehmen umge-
wandelt werden. Die Umwandlung ist 
nur zulässig, wenn keine Sonderrech-
te im Sinne des § 23 des Umwand-
lungsgesetzes (UmwG) und keine 
Rechte Dritter an den Anteilen der 
Gemeinde bestehen. Der Formwech-
sel setzt den Erlass der Unterneh-
menssatzung durch die Gemeinde 
und einen sich darauf beziehenden 
Umwandlungsbeschluss der form-
wechselnden Gesellschaft voraus. Die 
§§ 193 bis 195, 197 bis 199, 200 Ab-
satz 1 und § 201 UmwG sind entspre-
chend anzuwenden. Die Anmeldung 
zum Handelsregister entsprechend 
§ 198 UmwG erfolgt durch das vertre-
tungsberechtigte Organ der Kapital-
gesellschaft. Die Umwandlung einer 
Kapitalgesellschaft in ein Kommunal-
unternehmen wird mit dessen Eintra-
gung oder, wenn es nicht eingetragen 
wird, mit der Eintragung der Umwand-
lung in das Handelsregister wirksam; 
§ 202 Absatz 1 und 3 UmwG ist ent-
sprechend anzuwenden. Ist bei der 
Kapitalgesellschaft ein Betriebsrat 
eingerichtet, bleibt dieser nach dem 
Wirksamwerden der Umwandlung als 
Personalrat des Kommunalunterneh-
mens bis zu den nächsten regelmäßi-
gen Personalratswahlen bestehen.“ 

d) In Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe 
„§ 102 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 
Halbsatz 2“ durch die Angabe „§ 102 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 7 Halbsatz 
2“ ersetzt. 

 d) In Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe 
„§ 102 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 
Halbsatz 2“ durch die Angabe „§ 102 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 8 Halbsatz 
2“ ersetzt. 

e) Absatz 2 Satz 5 wird gestrichen.  e)  unverändert 

f) In Absatz 4 wird folgender Satz ange-
fügt: 

 f)  unverändert 

„Das Rechnungsprüfungsamt der 
Gemeinde hat das Recht, sich zur 
Klärung von Fragen im Zusammen-
hang mit der Prüfung nach § 116 Ab-
satz 2 Nummer 3 unmittelbar zu un-
terrichten und zu diesem Zweck den 
Betrieb, die Bücher und die Schriften 
der Anstalt einzusehen.“ 

  

g) In Absatz 6 wird die Angabe „§ 102 
Absatz 1 Nummer 5“ durch die Anga-
be „§ 102 Absatz 2 Nummer 7“ er-
setzt. 

 g) In Absatz 6 wird die Angabe „§ 102 
Absatz 1 Nummer 5“ durch die Anga-
be „§ 102 Absatz 2 Satz 1 Nummer 
8“ ersetzt. 
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14. In § 107 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Unternehmen“ die Worte „und Gesell-
schaften“ eingefügt.  

 14.  unverändert 

15. § 108 wird wie folgt geändert:  15.  unverändert 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fas-
sung: 

  

„Will die Gemeinde unmittelbar oder 
mittelbar 

  

1. ein Unternehmen oder eine Einrichtung 
im Sinne des § 101 Absatz 1 oder 4 
mit Ausnahme eines Regiebetriebs 
errichten, übernehmen oder wesent-
lich erweitern oder über eine wesent-
liche Änderung der Satzung entschei-
den, 

  

2. eine Gesellschaft (§ 102) gründen, sich 
an der Gründung einer Gesellschaft 
oder an einer bestehenden Gesell-
schaft beteiligen, die Gesellschaft we-
sentlich erweitern oder über eine we-
sentliche Änderung des Gesell-
schaftsvertrages oder der Satzung 
entscheiden 

  

hat sie dies der Kommunalaufsichtsbe-
hörde spätestens sechs Wochen vor der 
Beschlussfassung der Gemeindevertre-
tung oder des Hauptausschusses bei ei-
ner Übertragung der Entscheidung auf 
den Hauptausschuss nach § 28 Satz 1 
Nummer 18 anzuzeigen. 

  

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:   

„(2) Im Falle einer mittelbaren Beteiligung 
bedarf es eines Anzeigeverfahrens nach 
Absatz 1 nur dann, wenn die Gemeinde 
an dem sich beteiligenden Unternehmen 
unmittelbar oder mittelbar mit mehr als 25 
% beteiligt ist.“ 

  

16. Nach § 109 wird folgender § 109 a einge-
fügt 

 16.  unverändert 

„§ 109 a 
Beteiligungsmanagement 

  

(1) Die Gemeinde hat ihre wirtschaftli-
chen Unternehmen, Einrichtungen und 
Beteiligungen wirksam zu steuern und zu 
kontrollieren, um sicherzustellen, dass 
der öffentliche Zweck erfüllt und die stra-
tegischen Ziele erreicht werden. Sie wird 
dabei durch die für die Beteiligungsver-
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waltung zuständige Beschäftigte oder 
durch den für die Beteiligungsverwaltung 
zuständigen Beschäftigten (Beteiligungs-
verwaltung) unterstützt.  

(2) Die Beteiligungsverwaltung darf sich, 
soweit andere Rechtsvorschriften nicht 
entgegenstehen, jederzeit über Angele-
genheiten der wirtschaftlichen Unterneh-
men, Einrichtungen und Beteiligungen in-
formieren, an deren Sitzungen teilneh-
men und Unterlagen einsehen. 

  

(3) Die Beteiligungsverwaltung soll insbe-
sondere 

  

1. den Bericht nach § 45 c Satz 4 vorbe-
reiten,  

  

2. die Gemeindevertretung und ihre Aus-
schüsse informieren, beraten und de-
ren Sitzungen fachlich vorbereiten,  

  

3. Vertreterinnen und Vertreter der Ge-
meinde in den Organen der wirt-
schaftlichen Unternehmen, Einrich-
tungen und Beteiligungen informieren, 
beraten und Angebote für deren Qua-
lifizierung und Weiterbildung im Rah-
men des aus dieser Tätigkeit resultie-
renden Bedarfs in betriebswirtschaftli-
chen und rechtlichen Fragen vorhal-
ten und 

  

4. ein strategisches Beteiligungscontrol-
ling und Risikomanagement einrich-
ten.“ 

  

17. In § 116 Absatz 2 Nummer 3 werden 
nach dem Wort „Wirtschaftsführung“ die 
Worte „der Kommunalunternehmen,“ ein-
gefügt. 

 17.  unverändert 

18. § 135 wird folgender Absatz 6 angefügt:  18.  unverändert 

„(6) Das für Inneres zuständige Ministeri-
um wird ermächtigt, durch Verordnung 
inhaltliche Anforderungen an das Be-
richtswesen nach § 45 c Satz 4 zu stel-
len, insbesondere zu den Zulässigkeits-
voraussetzungen der §§ 101 und 101 a.“ 

  

Artikel 2 
Änderung der Kreisordnung 

 Artikel 2 
Änderung der Kreisordnung 

Die Kreisordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. Schl.-H. S. 94), zuletzt geändert 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 10. De-

 Die Kreisordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. Schl.-H. S. 94), zuletzt geändert 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 10. De-
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zember 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 473), wird 
wie folgt geändert: 

zember 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 473), wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 1 wird nach Absatz 1 folgender neuer 
Absatz 1 a eingefügt: 

 1.  unverändert 

„(1 a) Gehören einem Kreis Anteile an ei-
ner Gesellschaft (§ 102 der Gemeinde-
ordnung), soll er darauf hinwirken, dass 
die Gesellschaft Maßnahmen ergreift, die 
der Verwirklichung des Grundrechtes der 
Gleichberechtigung von Frauen und 
Männern dienen. Die Maßnahmen sollen 
darauf ausgerichtet sein, Arbeitsbedin-
gungen zu schaffen, die für beide Ge-
schlechter die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf ermöglichen, Nachteile zu 
kompensieren, die vor allem Frauen als 
Folge der geschlechtsspezifischen Ar-
beitsteilung erfahren, Entgeltgleichheit 
zwischen beiden Geschlechtern zu errei-
chen und eine paritätische Gremienbe-
setzung zu erzielen; über diese Maß-
nahmen und deren Wirksamkeit ist der 
zuständigen Kommunalaufsichtsbehörde 
alle vier Jahre unter Einbindung der zu-
ständigen Gleichstellungsbeauftragten zu 
berichten.“ 

  

2. In § 2 Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe 
„§ 102 Abs. 1 und 5“ durch die Angabe 
„§ 102“ ersetzt. 

 2.  unverändert 

  3. § 23 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

  a) Nummer 12 wird wie folgt geändert: 

  aa) Das Komma wird durch ein Se-
mikolon ersetzt. 

  bb) Folgender Halbsatz wird ange-
fügt: 

  „der Kreistag kann die Ent-
scheidung im Rahmen der Betä-
tigung eines Eigenbetriebes 
durch Hauptsatzung auf den 
zuständigen Ausschuss über-
tragen,“ 

  b) Nummer 16 erhält folgende Fas-
sung: 

  „16. die Errichtung, die Übernahme, 
die wesentliche Erweiterung, 
die wesentliche Änderung der 
Satzung oder die Auflösung von 
wirtschaftlichen Unternehmen 
oder Einrichtungen (§ 57 dieses 
Gesetzes in Verbindung mit 
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§ 101 Absatz 1 und 4 der Ge-
meindeordnung),“ 

  c) Nummer 17 erhält folgende Fas-
sung: 

  17.  

a) die unmittelbare oder mittel-
bare Gründung von Gesell-
schaften, Genossenschaften 
oder anderen privatrechtli-
chen Vereinigungen (§ 57 
dieses Gesetzes in Verbin-
dung mit den §§ 102 und 105 
der Gemeindeordnung) oder 
die Beteiligung an diesen 
oder an deren Gründung, 

  b) die Erhöhung solcher Betei-
ligungen oder ein Rechtsge-
schäft nach § 57 dieses Ge-
setzes in Verbindung mit 
§ 103 der Gemeindeordnung 
sowie 

  c) wesentliche Änderungen 
des Gesellschaftsvertrages 
oder der Satzung von Ge-
sellschaften, Genossen-
schaften oder anderen pri-
vatrechtlichen Vereinigun-
gen, insbesondere des Ge-
sellschaftszwecks; 

  der Kreistag kann die Entschei-
dung auf den Hauptausschuss 
übertragen, wenn die Beteili-
gung des Kreises einen in der 
Hauptsatzung bestimmten Be-
trag oder Vomhundertsatz der 
Beteiligung nicht übersteigt,“ 

  d) In Nummer 18 wird das Wort „Ei-
genbetrieben“ durch die Worte 
„wirtschaftlichen Unternehmen oh-
ne eigene Rechtspersönlichkeit“ 
ersetzt. 

  e) In Nummer 19 werden die Worte 
„Eigengesellschaften und anderen 
privatrechtlichen Vereinigungen“ 
durch die Worte „Gesellschaften, 
Genossenschaften oder anderen 
privatrechtlichen Vereinigungen 
(§ 57 dieses Gesetzes in Verbin-
dung mit den §§ 102 und 105 der 
Gemeindeordnung)“ ersetzt. 
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  4. In § 73 wird folgender Satz 4 angefügt: 

  „Das für Inneres zuständige Ministeri-
um wird ermächtigt, durch Verordnung 
inhaltliche Anforderungen an das Be-
richtswesen nach § 40 c Satz 4 zu stel-
len, insbesondere zu den Zulässig-
keitsvoraussetzungen der §§ 101 und 
101 a der Gemeindeordnung (§ 57).“ 

Artikel 3 
Änderung der Amtsordnung 

 Artikel 3 
Änderung der Amtsordnung 

§ 18 der Amtsordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. Schl.-H. S. 112), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 Nummer 14 des Gesetzes 
vom 12. November 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 
328), wird wie folgt geändert: 

  unverändert 

1. Der bisherige Text wird Absatz 1.   

2. Folgender neuer Absatz 2 wird angefügt:   

„(2) Gehören einem Amt Anteile an einer 
Gesellschaft (§ 102 der Gemeindeord-
nung), soll es darauf hinwirken, dass die 
Gesellschaft Maßnahmen ergreift, die der 
Verwirklichung des Grundrechtes der 
Gleichberechtigung von Frauen und 
Männern dienen. Die Maßnahmen sollen 
darauf ausgerichtet sein, Arbeitsbedin-
gungen zu schaffen, die für beide Ge-
schlechter die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf ermöglichen, Nachteile zu 
kompensieren, die vor allem Frauen als 
Folge der geschlechtsspezifischen Ar-
beitsteilung erfahren, Entgeltgleichheit 
zwischen beiden Geschlechtern zu errei-
chen und eine paritätische Gremienbe-
setzung zu erzielen; über diese Maß-
nahmen und deren Wirksamkeit ist der 
zuständigen Kommunalaufsichtsbehörde 
alle vier Jahre unter Einbindung der zu-
ständigen Gleichstellungsbeauftragten zu 
berichten.“ 

  

Artikel 4 
Änderung des Gesetzes über 
kommunale Zusammenarbeit 

 Artikel 4 
Änderung des Gesetzes über 
kommunale Zusammenarbeit 

§ 14 des Gesetzes über kommunale Zu-
sammenarbeit in der Fassung der Bekannt-
machung vom 28. Februar 2003 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 122), zuletzt geändert durch Arti-
kel 5 des Gesetzes vom 19. Juni 2015 
(GVOBl. Schl.-H. S.      ), wird wie folgt geän-

  unverändert 
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dert: 

1. Nach Absatz 1 wird folgender neuer Ab-
satz 2 eingefügt: 

  

„(2) Gehören einem Zweckverband Antei-
le an einer Gesellschaft (§ 102 der Ge-
meindeordnung), soll er darauf hinwirken, 
dass die Gesellschaft Maßnahmen er-
greift, die der Verwirklichung des Grund-
rechtes der Gleichberechtigung von 
Frauen und Männern dienen. Die Maß-
nahmen sollen darauf ausgerichtet sein, 
Arbeitsbedingungen zu schaffen, die für 
beide Geschlechter die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf ermöglichen, Nachteile 
zu kompensieren, die vor allem Frauen 
als Folge der geschlechtsspezifischen 
Arbeitsteilung erfahren, Entgeltgleichheit 
zwischen beiden Geschlechtern zu errei-
chen und eine paritätische Gremienbe-
setzung zu erzielen; über diese Maß-
nahmen und deren Wirksamkeit ist der 
zuständigen Kommunalaufsichtsbehörde 
alle vier Jahre unter Einbindung der zu-
ständigen Gleichstellungsbeauftragten zu 
berichten.“ 

  

2. Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.   

Artikel 5 
Inkrafttreten 

 Artikel 5 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

  unverändert 

 


